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Inhaltsangabe 
Durch das Grundgesetz, das Bundeswasserstraßengesetz und das Bundes-Natur-
schutzgesetz ist der rechtliche Rahmen für Bau, Betrieb und Unterhaltung 
der Bundeswasserstraßen gegeben. Bei einer Baumaßnahme sind nach diesen 
Gesetzen Planfeststellungsverfahren durchzuführen, deren Grundlage die 
Planfeststellungsunterlagen sind. Ein neues Gesetz zur Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVP) stellt keine neuen Zwänge dar, sondern regelt das Ver-
fahren für eine integrierte UVP im Planfeststellungsverfahren. 
Surrmary 
The Constitutional Law, the Federal Waterways Law and the Federal Environ-
mental Protection Law are the legal framewerk for construction, operation 
and maintenance of the German Federal Waterways. According to these laws 
for any construction project declaratory judgement is obligatory, with the 
project documentation as the basis. A new law for the review on environmen-
tal compatibilities does not impose new constraints, but regulates the 
procedure for an integrated review on environmental compatibilities within 
the project declaratory judgement. 
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Reinhardt: Rechtliche Zwänge, Entwicklungen und Notwendigkeiten 
1 Gesetzesrahmen und Abgrenzung Bund-Länder 
Wenn Wasserstraßen naturnah und landschaftsorientiert gestaltet oder ausge-
baut werden sollen, unterliegt das -wie in einem Rechtsstaat üblich -auch 
rechtlichen Zwängen. Diese rechtlichen Zwänge sind in der Verfassung und in 
Gesetzen vorgegeben. 
Die zentrale Vorschrift in der Verfassung ist Art. 89 GG. Hiernach ist der 
Bund Eigentümer der Bundeswasserstraßen und verwaltet diese durch eigene 
Behörden. Das bedeutet, daß die naturnahe und landschaftsorientierte Unter-
haltung bzw. der Ausbau in der Verantwortung der Bundesbehörden, hier der 
Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes, erfolgt. Die WSV des Bundes 
ist also dafür zuständig, daß die Belange des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege bei der Verwaltung der Bundeswasserstraßen- hierzu zählen 
Ausbau und Unterhaltung - berücksichtigt werden. Abs. 3 des Art. 89 GG 
schreibt besonders vor, daß bei der Verwaltung, dem Ausbau und dem Neubau 
von Bundeswasserstraßen die Bedürfnisse der Landeskultur und der Wasser-
wirtschaft im Einvernehmen mit den Ländern zu wahren sind. Diese Vorschrift 
darf jedoch nicht dahin ausgelegt werden, daß hierunter auch Maßnahmen des 
Naturschutzes, der Landschaftspflege und der Erhaltung des Landschaftsbil-
des zu zählen sind. Unter Landeskultur wurden bisher und werden auch jetzt 
noch alle Maßnahmen verstanden, die der Bodenerhaltung, der Bodenverbesse-
rung (Melioration), Neulandgewinnung und Flurbereinigung dienen. Dieser Be-
griff der Landeskultur liegt auch dem Raumordnungsgesetz des Bundes 
zugrunde. 
Art. 89 Abs. 3 GG regelt einen der wenigen Fälle der Mischverwaltung zwi-
schen Bund und Ländern. Sie wissen, daß nach unserer verfassungsrechtlichen 
Ordnung die Mischverwaltung zwischen Bund und Ländern unzulässig ist, so-
weit das Grundgesetz dies nicht ausdrücklich zugelassen hat. Eine solche 
Ausnahme ist Art. 89 Abs. 3 GG. Nach allgemeinen Grundsätzen müssen Ausnah-
men eng ausgelegt werden. Legte man sie weit aus, könnten sich die Ausnah-
men zur Regel verkehren. Man darf daher nicht über eine erweiterte Ausle-
gung des Begriffes 11 Landeskultur 11 die Zahl der Einvernehmensfälle ins Unbe-
grenzte steigern und damit die Mitwirkung der Länder über das vorgesehene 
Maß steigern. Eine derartige Ausdehnung der Mischverwaltung ist verfas-
sungsrechtlich unzulässig. 
Hinzu kommt, daß es eines erweiterten Begriffes der 11 Landeskul tur 11 nicht 
bedarf. Den Wasserbauern steht ein umfangreiches Instrumentarium zur Be-
rücksichtigung des Naturschutzes und der Landschaftspflege beim Wasser-
straßenbau zur Verfügung. Bundesnaturschutzgesetz, Landschaftspflegegesetze 
der Länder, Wasserhausha 1 tsgesetz und Wassergesetze der Länder und nicht 
zuletzt das Wasserstraßengesetz selbst bieten ausreichende Rechtsgrundla-
gen, um Naturschutz und Landschaftspflege hinreichend Geltung zu ver-
schaffen. Diese von mir ausgeführten Gesetze stellen sich als rechtliche 
Vorgaben bzw. Zwänge für den Wasserbauer dar. 
2 Rechtliche Planungsgrundlagen 
Wie aus den übrigen Beiträgen hervorgeht, ist der naturnahe und land-
schaftsorientierte Bau von Wasserstraßen nicht in einem einzigen, groß an-
gelegten Schlag zu verwirklichen, sondern bedarf einer stufenweisen Ent-
wicklung, die letztlich bei der Bauausführung ihren optimalen Verwirkli-
chungsgrad erreichen sollte. Dies gilt auch für die verwaltungsmäßige und 
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rechtliche Berücksichtigung des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
beim Ausbau von Bundeswasserstraßen. Auch diese hat in mehreren Stufen zu 
erfolgen. 
Als erste Stufe kann man die Aufstellung der Planungsgrundlagen ansehen. 
Bereits hierfür gibt das Bundesnaturschutzgesetz in § 3 Abs. 2 eine gesetz-
liche Vorgabe. Der ausdrückliche Gesetzesbefehl des § 3 Abs. 2 lautet: 
"(2) Andere Behörden und öffentliche Stellen haben im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeit die Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege zu unterstützen. Sie haben die für Naturschutz und Land-
schaftspflege zuständigen Behörden bereits bei der Vorbereitung aller 
öffentlichen Planungen und Maßnahmen, die die Belange des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege berühren können, zu unterrichten und anzuhö-
ren, soweit nicht eine weitergehende Form der Beteiligung vorgeschrieben 
ist." 
Dieser Paragraph ist eine ganz zentrale Vorschrift auch für den Wasserbau. 
Er enthält nicht nur die Verfahrensvorschrift, die Naturschutzbehörden mög-
lichst frühzeitig zu beteiligen bei allen Planungen und Maßnahmen, die die 
Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege berühren können, d. h. 
nicht etwa nur Hilfestellung zu geben für Maßnahmen, die die Naturschutzbe-
hörden vollziehen wollen. Für den Wasserbauer kann das nur bedeuten, bei 
seinen Bauvorhaben und Unterhaltungsmaßnahmen selbst die notwendigen Vor-
kehrungen zum Schutze der Natur und zur Landschaftspflege zu treffen. Die 
Naturschutzbehörden sollen dabei lediglich mitwirken. 
Die Initiative des Wasserbauers muß deshalb schon bei den Vorarbeiten für 
den Ausbau, den Neubau einsetzen. Der Wasserbau muß - ggf. unter Einschal-
tung der Bundesanstalt für Gewässerkunde - prüfen: 
-ob schädliche Umwelteinwirkungen ausgeschlossen sind; 
- soweit sie nicht ausgeschlossen sind, welche Auswirkungen zu erwarten, 
wie sie zu bewerten und welche Abhilfen oder andere Lösungen nötig 
sind, um schädliche Umwelteinwirkungen zu vermeiden, auszugleichen 
oder zu mindern. Das setzt voraus, daß Bestandserfassung und Bewertung 
der Empfindlichkeiten des Naturhaushaltes sowie der Naturgüter Boden, 
Wasser, Luft und Klima in Text und Karten dargestellt werden. 
Liegen Eingriffe, d. h. Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grund-
flächen vor, die zu einer erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigung 
der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes oder des Landschaftsbildes füh-
ren können, so geraten wir unmittelbar in den Anwendungsbereich des § 8 des 
BNatSchG, der für uns die zweite zentrale Vorschrift im Bundesnaturschutz-
gesetz darstellt, der der Wasserbauer unterworfen ist. Um dieser Vorschrift 
gerecht zu werden, ist in den Planungsgrundlagen darzustellen: 
-welche Eingriffe vermieden oder gemindert werden können 
(Planungsalternativen), 
- für welche unvermeidbaren Eingriffe ein Ausgleich im betroffenen Land-
schaftsraum erreicht werden kann, 
- soweit dies nicht möglich ist, für welche unvermeidbaren Eingriffe Er-
satzmaßnahmen vorzusehen sind, 
-welche Eingriffe zu untersagen sind, wenn Beeinträchtigungen nicht zu 
vermeiden oder nicht im erforderlichen Maße auszugleichen sind und die 
Mi tt. b 1 • BAW ( 1989) N r. 64 
Reinhardt: Rechtliche Zwänge, Entwicklungen und Notwendigkeiten 
Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei der Abwicklung 
aller Anforderungen an Natur und Landschaft vorgehen. 
Deshalb ist es auch dringend erforderlich, wie im Gesetz vorgeschrieben, 
die für den Naturschutz und die Landschaftspflege zuständigen Behörden mög-
lichst frühzeitig, bereits bei der Vorbereitung aller öffentlichen Planun-
gen und Maßnahmen, die die Belange des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege berühren können, zu unterrichten und anzuhören. Damit können unlieb-
same Überraschungen vermieden werden, etwa dergestalt, daß die Naturschutz-
behörden im Behördentermin des Planfeststellungsverfahrens plötzlich Forde-
rungen stellen, die mit einer einfachen Deckblattlösung nicht mehr erfüllt 
werden können, sondern eine völlige Umplanung erforderlich machen. 
3 Planfeststellung 
Korrrnen wir nunmehr zu der zweiten Stufe der Berücksichtigung von Natur-
schutz und Landschaftspflege beim Neubau und Ausbau von Bundeswasserstra-
ßen, zu der Fertigung der Planfeststellungsunterlagen. 
Die rechtlichen Zwangspunkte werden hier vorgegeben durch die §§ 14 ff. 
WaStrG. Aufgrund· der verfassungsmäßigen und gesetzlichen Vorgaben sind die 
Anforderungen an die Planfeststellungsunterlagen sehr hoch. 
Die Planfeststellungsunterlagen müssen so umfassend und so klar sein, daß 
sieh jedermann und jede Behörde bei ihrer Aus 1 egung unterrichten und auch 
beurteilen kann, ob und inwieweit sie in ihren Belangen berührt werden. 
Dieses hohe Anforderungsniveau leitet sich daraus her, daß es bei Vorhaben, 
die eines Planfeststellungsverfahrens bedürfen, einerseits um die Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben geht, anderseits um die Wahrung und Durchsetzung sub-jektiver Rechte einschließlich der in der Sache betroffenen Grundrechte, z. 
B. des Eigentums (Art. 14 GG). Da die Planfeststellung auch die Grundlage 
für eine evtl. Enteignung darstellt, muß die Planfeststellung nach der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung, 
-mit den gesetzlichen Planungsleitsätzen im Einvernehmen stehen, 
-die Problembewältigung vollziehen, 
-eine gerechte Abwägung der von der Planung berührten öffentlichen und 
privaten Belange vornehmen. 
Wenn die Planfeststellung diese Anforderungen nicht erfüllt, beeinträchtigt 
sie das Wohl der Allgemeinheit und ist dann nach § 18 WaStrG zu versagen. 
Unter diesem Gesichtspunkt der hohen Anforderungen sind auch die für den 
Naturschutz und die Landschaftspflege wichtigen Teile der Planfeststellung, 
wie Erläuterungsbericht, landschaftspflegerischer Begleitplan und Bauwerks-
verzeichnis zu sehen. 
Der Erläuterungsbericht enthält neben den Angaben zu Art und Umfang der 
technischen Maßnahmen auch zum Verständnis erforderliche Angaben zur land-
schaftspflegerischen Begleitplanung. Dies schließt auch eine Darstellung 
der zu erwartenden Wirkungen des Eingriffs auf Natur und Landschaft ein. 
Die UVP einschließlich der nach § 8 BNatSchG vorgenommenen Eingriffs- und 
Ausgleichsprüfung ist ebenfalls im Erläuterungsbericht zusammenfassend 
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darzustellen. Ggf. können diese Angaben in einem gesonderten Erläuterungs-
bericht enthalten sein. 
Ein maßgeblicher Teil des Erläuterungsber i chts ist die Ei ngriffs- und Aus -
gleichsbilanz. Diese Bilanz kann man als einen Ausfluß des Abwägungsgebotes 
ansehen, in der die Ausgeglichenheit zwischen Eingriffen und Ausgleichs-
maßnahmen angestrebt wird. Dieser Idealfall wird nicht irrmer erreichbar 
sein. In den Fällen , i n denen wir ein "Loch" bei den Ausgleichsmaßnahmen 
haben, müssen wir es mit "Ersatzmaßnahmen " stopfen. In allen Fällen aber 
müssen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in ihrer Summe die Eingriffe in Na-
tur und Landschaft ausgleichen. Nur so kann man den Anforderungen des § 8 
BNatSchG (Verpflichtung zum Ausgleich von Eingriffen in Natur und Land-
schaft) gerecht werden. 
Die Eingriffs- und Ausgleichsbilanz findet sich, wenn auch in anderer Form, 
wieder im landschaftspflegerischen Begleitplan, einem anderen wesentlichen 
Tei 1 der Planfeststellungsunterlagen. Der 1 andespfl egeri sehe Beg 1 eitp 1 an 
nach § 8 Abs. 4 BNatSchG ist eine weitere Konkretisierung und Ergänzung der 
bisherigen Prüfungen. In ihm werden Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sowie 
1 andschaftspfl egeri sehe Maßnahmen mit gesta 1 teri sehen, bau- und verkehrs-
technischen Funktionen ausgewiesen. Im landschaftspflegerischen Begleitplan 
müssen enthalten sein: 
-eine dem Maßstab angepaßte Darstellung der Landschaftsdaten, 
- Maßnahmen, durch die Beeinträchtigungen soweit wie möglich vermieden 
bzw. vermindert werden, 
- Ausgleichsmaßnahmen, die an Ort und Stelle vorgenommen werden können, 
-eintretende unvermeidbare Beeinträchtigungen, die nicht an Ort und 
Stelle ausgeglichen werden können und für die soweit wie möglich Er-
satzmaßnahmen vorzusehen sind. 
Die vorgenannten Aussagen sind in die Entscheidungsgrundlage des Planfest-
stellungsverfahrens einzustellen. 
An dieser Stelle soll noch einmal auf das Abwägungsgebot hingewiesen 
werden. Es schreibt vor, daß die öffentlichen und privaten Belange gegen-
einander und untereinander gerecht abgewogen werden. Zu den öffentlichen 
Belangen gehören der Naturschutz und die Landschaftspflege aber auch - das 
sollten wir nicht vergessen - die Verkehrsinteressen, insbesondere die Si-
cherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs. Wir ersehen daraus, daß auch 
innerhalb der Gruppe der öffentlichen Belange eine Interessenabwägung zu 
erfolgen hat. In diese Interessenabwägung sind alle Umstände einzubeziehen, 
die nach Lage des Falls zu berücksichtigen sind (BVerwG). Der Planfeststel-
lungsbeschluß muß also diesen Anforderungen gerecht werden, um einer ge-
richtlichen Nachprüfung standhalten zu können. 
4 Bauausführung 
Die dritte Stufe des naturnahen und landschaftsorientierten Ausbaus von 
Wasserstraßen stellt die Bauausführung selbst dar. Hierauf möchte ich nicht 
näher eingehen, da dies schon von meinen technischen Kollegen geschildert 
worden ist. Ich muß jedoch darauf hinweisen, daß die Bauausführung streng 
nach den in dem Planfeststellungsbeschluß gegebenen Vorgaben durchgeführt 
werden muß. Außerdem werden sich die Wasserbauer gerade bei naturnahem Aus-
bau daran gewöhnen müssen, daß eine Erfolgskontrolle auch nach Fertigstel-
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lung des Baues durchgeführt wird. Das ist z. B. möglich bei als Ausgleichs-
maßnahmen geschaffenen Biotopen, deren Funktionsfähigkeit erst ein bis zwei 
Jahre nach Fertigstellung überprüfbar ist. 
5 Unterhaltungsmaßnahmen an Bundeswasserstraßen 
Da das Bundeswasserstraßennetz nahezu vollständig komplettiert ist, wird es 
in Zukunft weniger Neu- und Ausbau geben, so daß wir das Hauptaugenmerk auf 
die Unterhaltung von Bundeswasserstraßen zu richten haben. Nach § 8 Abs. 6 
BNatSchG können Unterhaltungsmaßnahmen Eingriffe in Natur und Landschaft im 
Sinne des § 8 Abs. 1 BNatSchG darstellen. Gemäß § 3 Abs. 2 BNatSchG sind 
die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden bereits bei 
den Vorbereitungen von Unterhaltungsmaßnahmen zu unterrichten und anzuhören 
sowie eine Benehmnsregelung mit ihnen nach § 8 Abs. 5 BNatSchG herzustel-
len. Die Regelungen, die für ein Planfeststellungsverfahren notwendig wer-
den, sind in einem vereinfachten Verfahren hier entsprechend durchzuführen. 
Das bedeutet in einem 11 Unterhaltungsprogramm 11 ist einzustellen und zu prü-
fen, 
-ob schädliche Umwelteinwirkungen ausgeschlossen sind, 
- soweit sie nicht ausgeschlossen sind, welche Auswirkungen zu erwarten 
sind. 
-welche Eingriffe vermieden werden können, 
-welche Eingriffe Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnahmen erfordern, 
-welche Eingriffe zu unterlassen sind. 
Bei planfestgestellten Bundeswasserstraßen ist zu berücksichtigen, daß 
durch die Gestaltungswirkung der Planfeststellung zwischen der WSV und den 
durch das Bauvorhaben Betroffenen (Behörden und sonstige Betei 1 igte) alle 
öffentlich-rechtlichen Belange rechtsgestaltend geregelt sind. Unterhal-
tungsarbeiten, die der Erhaltung oder der Herstellung des durch die Plan-
feststellung festgelegten Zustandes der Bundeswasserstraßen dienen, Neu-
pflanzung eingegangenen Bewuchses oder Sicherstellung der Bewässerung des 
zu erhaltenden Feuchtgebietes sind demnach ohne erneute Betei 1 igung der 
für den Naturschutz und die Landschaftspflege zuständigen Behörden recht-
lich zulässig. 
Wenn im Rahmen der sog. 11 gesteigerten Unterhaltung 11 von dem pl anfestge-
stellten Zustand abgewichen werden soll, ist eine Beteiligung der Natur-
schutzbehörden rechtlich notwendig. Die Naturschutzbehörde ist auch zu be-
teiligen, wenn bei Unterhaltungsmaßnahmen an nicht planfestgestellten 
Strecken oder in nicht durch Planfeststellung geregelten Bereichen die Be-
lange des Naturschutzes und der Landschaftspflege berührt werden können 
(§ 3 Abs. 2, Satz 2 BNatSchG). 
In vielen Fällen erfüllen Unterha 1 tungsarbei ten nicht den Tatbestand des 
§ 8 Abs. 1 BNatSchG (erhebliche oder nachhaltige Beeinträchtigung des Na-
turhaushaltes und der Landschaftspflege). In diesen Fällen beteiligt die 
WSV die Naturschutzbehörden nur dann, wenn sie die besondere Sachkunde in 
Anspruch nehmen will oder wenn Zweifel bestehen, ob eine erhebliche oder 
nachhaltige Beeinträchtigung vorliegt oder eintreten könnte; sie sollte 
aber den Naturschutzbehörden von den Unterhaltungsarbeiten Kenntnis geben. 
Lassen sich bei der Benehmensregelung mit den Naturschutzbehörden unter-
schiedliche Auffassungen über die Art und Weise der Berücksichtigung der 
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Belange des Natur- und Landschaftsschutzes nicht ausräumen, ist zu prüfen, 
ob § 38 Abs. 1, Ziffer 3 und 4 BNatSchG eingreift. Nach dieser Vorschrift 
dürfen durch Naturschutz und Landschaftspflege Flächen, die bei Inkrafttre-
ten des Bundesnaturschutzgesetzes (24.12.1976) ausschließlich oder überwie-
gend Zwecken des öffentlichen Verkehrs als wichtige öffentliche Verkehrswe-
ge, der See- oder Binnenschiffahrt dienen oder in einem verbindlichen Plan 
für die genannten Zwecke ausgewiesen sind, in ihrer bestimmungsgemäßen Nut-
zung nicht beeinträchtigt werden. In diesen Fällen hat der bestehende öf-
fentliche Verkehrsweg Vorrang. 
Gerade im Unterhaltungsbereich, der in Zukunft den breiteren Raum im Aufga-
benbereich der WSV einnehmen wird, ist auf eine gute und reibungslose Zu-
sammenarbeit mit dem Naturschutz besonderer Wert zu legen. Es hat sich be-
währt, in regelmäßigen Abständen die Naturschutzbehörden - zweckmäßigerwei-
se vor Ort - über die beabsichtigten Unterhaltungsmaßnahmen zu unterrichten 
und diese gemeinsam zu erörtern. Auf diese Weise kann der Sachverstand der 
beteiligten Behörden möglichst frühzeitig umfassend in die Planung einiger 
Maßnahmen eingebracht werden. 
6 Gesetz zur Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
Lassen Sie mich zum Schluß einen Ausblick tun auf weitere mögliche rechtli-
che Zwänge beim Bau von Bundeswasserstraßen. Es ist die Befürchtung geäu-
ßert worden, daß das Umwel tverträgl i chkei tsprüfungsgesetz neue recht 1 i ehe 
Zwangspunkte und damit Erschwernisse insbesondere auch für den Wasserbau 
schaffen würde. Der Stand des Gesetzgebungsverfahrens ist z. Z. folgender: 
Zu Form und Inhalt des Gesetzes ist zu sagen, daß es sich um ein Artikelge-
setz handelt. Im ersten Artikel sind die allgemeinen Vorschriften für die 
Umweltverträglichkeit geregelt, während im zweiten Artikel die einzelnen 
Fachgesetze die entsprechenden Änderungen erfahren. Inhaltlich wird das Um-
weltverträglichkeitsprüfungsgesetz jedoch für den Wasserbauer keinen neuen 
rechtlichen Zwangspunkt schaffen. Der BMV ist seit jeher der Ansicht gewe-
sen, daß im Rahmen der Planfeststellung bereits eine integrierte Umweltver-
träglichkeitsprüfung stattfindet. Dieser Gedanke hat sich auch in der For-
mulierung innerhalb des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes durchge-
setzt. Es werden dem Wasserbauer also im wesentlichen keine neuen Ver-
pflichtungen auferlegt, die er bisher nicht schon zu erfüllen hätte. Diese 
Verpflichtungen erfahren jetzt lediglich eine ausdrückliche und eigene 
Rechtsgrundlage, während sie früher aus den allgemeinen Grundsätzen über 
die Planfeststel].ung hergeleitet werden mußten. Lediglich die frühzeitige 
Beteiligung der Offentlichkeit stellt eine gewisse Neuerung dar, die aber 
in vielfacher Hinsicht von der WSV des Bundes bereits praktiziert worden 
ist. Man kann daher sagen, daß die WSV in ihrem Bemühen, die Bundeswasser-
straßen naturnah und landschaftsorientiert auszubauen und zu unterhalten, 
auf dem richtigen Wege ist. 
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